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Infoblatt zu  
Erstattungseinschränkungen
Sehr geehrte Patientinnen und Patienten,
wir haben in jüngster Zeit bemerkt, dass es seitens der Erstat-
tungsstellen, also den Trägern der Beihilfe in Kommune, Land 
und Bund, aber auch den privaten Versicherungsunternehmen 
vermehrt zu Erstattungseinschränkungen gekommen ist. Lei-
der ist dies ein vielschichtiges Problem. Angefangen vom Man-
gel an Finanzmitteln der Erstatter über die Innovationen in 
der Zahnmedizin und den staatlichen Behandlungsvorgaben 
sind es höherer Zeitaufwand, Schwierigkeit und Umstände. 
Genau diese drei Punkte – höherer Zeitaufwand, Schwierigkeit 
und Umstände – sind es, die in der amtlichen Gebührenord-
nung angegeben sind, um dem Zahnarzt nach billigem Ermes-
sen, die Einschätzung zu überlassen, einen höheren Steige-
rungssatz zu berechnen. Dies kann die Versicherung oder der 
Beihilfeträger nicht, da sie bei der Behandlung nicht dabei 
waren und keinen zahnärztlichen Sachverstand haben.
Dieses wird in den Anschreiben der Erstatter vollkommen 
ignoriert. Teilweise wird pauschal eine Erstattung über dem 
2,3-fachen Satz ohne konkretisierte Mängel an der Begrün-
dung abgelehnt.

GUTE LEISTUNG HAT IHREN PREIS
Wir Zahnärzte werden den Vorgaben der Gebührenordnung, 
die die Bundesregierung erlassen hat, jederzeit gerecht und 

stellen unsere Leistung nach den realen Umständen in Rech-
nung. Sie haben sicher Verständnis dafür, dass die gute Leis-
tung, die sie erhalten, ihren Preis wert ist. Deshalb verstehen 
Sie auch, dass die Rechnung vollkommen losgelöst von der 
Erstattung seitens ihrer Versicherung oder Beihilfe ist. Das 
wurde sogar in einem Beschluss des Beratungsgremiums der 
Beihilfeträger, der Privaten Versicherungswirtscha� und der 
Zahnärztescha� so festgehalten. Dass in diesem Fall auch 
Kosten von Ihnen als Privatpatient oder Beihilfeempfänger 
persönlich zu übernehmen sind, ist damit verständlich.

RECHTLICHE SCHRITTE EINLEITEN
Wenn Ihr Versicherer oder Beihilfeträger ihrer Meinung nach 
ohne nähere Begründung Teile der Erstattung ablehnt, sollten 
sie nachhaken und eine nähere Begründung für diese Maß-
nahme verlangen. Sie sollten dazu auf alle Fälle einen Ein-
spruch gegen den Bescheid einlegen. Denn nach einem Urteil 
des Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg von November 2012 
muss eine einfache Begründung vollkommen ausreichen. Falls 
das keinen Erfolg bringt, sollte der Klageweg beschritten wer-
den. Nur so werden Sie Ihren berechtigten Anspruch durch-
setzen!
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